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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen nach § 7 ThürKAG für straßenbau-

liche Maßnahmen in der Stadt Meiningen vom 20.11.2001 
(Straßenausbaubeitragssatzung) 

in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 06.07.2020 
 
 
 
- vom Abdruck der Präambeln wurde abgesehen. 

 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 

Verbesserung und Erneuerung ihrer öffentlichen Straßen, Wege und Plätze –ins-
gesamt, in Abschnitten oder Teilen – (öffentliche Einrichtungen) erhebt die Stadt 
Meiningen – sofern Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff BauGB nicht erho-
ben werden können – nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den Grund-
stückseigentümern, Erbbauberechtigten oder Inhabern eines dinglichen Nut-
zungsrechtes im Sinne des Art. 233 § 4 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen 
Einrichtungen besondere Vorteile bietet. 

 
(2) Die Stadt ermittelt den beitragsfähigen Aufwand (Investitionsaufwand) jeweils für 

die einzelne Ausbaumaßnahme. Sie kann den Aufwand auch hiervon abwei-
chend für Teile einer öffentlichen Einrichtung (Kostenspaltung) oder für einen be-
stimmten Abschnitt einer öffentlichen Einrichtung (Abschnittsbildung) gesondert 
ermitteln. Für mehrere öffentliche Einrichtungen, die für die Erschließung der 
Grundstücke eine Einheit bilden, kann der Aufwand insgesamt ermittelt werden. 
 

(3) Diese Satzung findet ausschließlich Anwendung auf  Straßenausbaumaßnah-
men, deren sachliche Beitragspflichten bis einschließlich 31. Dezember 2018 
entstanden sind. 

 
 

§ 2 
Umfang des beitragsfähigen Aufwands 

 
Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten für 
 
(1) den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der 

für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
der öffentlichen Einrichtungen benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der 
Wert der von der Stadt hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im 
Zeitpunkt der Bereitstellung; 

 
(2) die Freilegung der Fläche; 
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(3) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der 
Fahrbahn mit Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Ver-
tiefungen einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen 
und Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus; 

 
(4) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 

Wegen, Plätzen und Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von  
Abs. 3; 

 
(5) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 
 

a) Randsteinen und Schrammborden, 
b) Rad- und Gehwegen, 
c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
d) Beleuchtungseinrichtungen, 
e) Rinnen und andere Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der öf-

fentlichen Einrichtungen, 
f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
g) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und 

Grünanlagen, soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind; 
 
(6) die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung. 
 
 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

 
(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 
(2) Der Aufwand für 
 

a) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
b) Trenn-, Seiten-, Rand-, und Sicherheitsstreifen, 
c) Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus, 
 
wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet. 

 
 

§ 4 
Vorteilsbemessung 

 
(1) Die Stadt trägt zur Abgeltung des öffentlichen Interesses von dem beitragsfähi-

gen Aufwand den Teil, der auf die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtun-
gen durch die Allgemeinheit oder die Stadt entfällt. Den übrigen Teil des Aufwan-
des haben die Beitragspflichtigen zu tragen. 

 
(2) Die Höchstmaße für die anrechenbaren Breiten oder Flächen und der Anteil der 

Beitragspflichtigen am Aufwand beträgt: 
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1. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem Anliegerverkehr die-
nen, sowie bei verkehrsberuhigten Wohnstraßen (Anliegerstraßen) 

 
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Bö-

schungen, Schutz-, und Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestel-
len sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Oberflächenent-
wässerung 

 
aa) in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von 11 m    60 v. H. 
 

bb) in allen anderen Baugebieten 
bis zu einer Gesamtbreite von 7 m    60 v. H. 

 
b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als 

kombinierte Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffent-
lichen Einrichtung bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 2,5 m  
– bei kombinierter Rad-/Gehweganlage bis 5 m –  60 v. H. 

 
c) für Beleuchtungseinrichtungen      60 v. H. 
 
d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und Bushalte-

stellen 
 

aa) in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten  
bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 3 m   70 v. H. 

 
bb) in allen anderen Baugebieten bis zu einer  

Gesamtbreite von jeweils 2 m     70 v. H. 
 

2. bei öffentlichen Einrichtungen, die der Erschließung von Grundstücken und 
gleichzeitig dem innerörtlichen Verkehr dienen, soweit sie nicht Hauptver-
kehrsstraßen nach Ziffer 3 sind (Haupterschließungsstraßen) 

 
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Bö-

schungen, Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen 
sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Oberflächenentwäs-
serung 

 
aa) in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten  

bis zu einer Gesamtbreite von 11 m    40 v. H. 
 
bb) in allen anderen Baugebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von 8 m    40 v. H. 
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b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als 
kombinierte Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffent-
lichen Einrichtung bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 2,5 m  
– bei kombinierter Rad-/Gehweganlage bis 5 m –   60 v. H. 

 
c) für Beleuchtungseinrichtungen      40 v. H. 
 
d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und Bushalte-

stellen 
 

aa) in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 
bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 3 m   40 v. H. 

 
bb) in allen anderen Baugebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 2 m   40 v. H. 
 
3. bei öffentlichen Einrichtungen, die dem durchgehenden innerörtlichen Ver-

kehr oder dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrs-
straßen) 

 
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Bö-

schungen, Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen 
sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Oberflächenentwäs-
serung 

 
aa) in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von 12 m    20 v. H. 
 
bb) in allen anderen Baugebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von 9 m    20 v. H. 
 
b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als 

kombinierte Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffent-
lichen Einrichtung bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 3 m  
– bei kombinierter Rad-/Gehweganlage bis 6 m –  40 v. H. 

 
c) für Beleuchtungseinrichtungen      30 v. H. 
 
d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und Bushalte-

stellen 
 

aa) in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 
bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 3 m   30 v. H. 

 
bb) in allen anderen Baugebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 2,5 m  30 v. H. 
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4. bei öffentlichen Einrichtungen, in denen die Frontlängen der Grundstücke 
mit Ladengeschäften überwiegt, soweit sie nicht Haupterschließungsstra-
ßen nach Ziffer 2 oder Hauptverkehrsstraßen nach Ziffer 3 sind (Hauptge-
schäftsstraßen). 

 
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Bö-

schungen, Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen 
sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Oberflächenentwäs-
serung 

 
aa) in Kern-, Gewerbe- und Sondergebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von 10 m    40 v. H. 
 
bb) in allen anderen Baugebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von 8 m    40 v. H. 
 
b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als 

kombinierte Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der öffent-
lichen Einrichtung bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 3 m  
– bei kombinierter Rad-/Gehweganlage bis 6 m –  50 v. H. 

 
c) Für Beleuchtungseinrichtungen       45 v. H. 
 
d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und Bushalte-

stellen 
 

aa) in Kern-, Gewerbe- und Sondergebieten 
bis zu einer Gesamtbreite jeweils von 3 m   40 v. H. 

 
bb) in allen anderen Baugebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von jeweils 2,5 m  45 v. H. 
 
5. bei Fußgängerzonen unbeschadet ihrer Größe einschließlich Beleuch-

tungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Ober-
flächenentwässerung        50 v. H. 

 
6. für niveaugleiche Mischflächen einschließlich Beleuchtungseinrichtungen 

sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 
 

a) in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 
bis zu einer Gesamtbreite von 16 m     50 v. H. 

 
b) in allen anderen Baugebieten 

bis zu einer Gesamtbreite von 13 m     50 v. H. 
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(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, 
zunächst zur Deckung der Anteile der Stadt zu verwenden. 

 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall durch eine ergänzende Satzung von den Anteilen 

nach Abs.(2) abweichen, wenn wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemes-
sung sprechen. 

 
 

§ 5 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

 
(1) Der nach §§ 2 bis 4 ermittelte Aufwand wird nach Maßgabe ihrer Flächen auf die 

Grundstücke verteilt, denen die Inanspruchnahmemöglichkeit der Erschließungs-
anlage besondere Vorteile vermittelt (erschlossene Grundstücke). Dabei wird die 
unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß 
durch Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem nach Absät-
zen 5 bis 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor berücksichtigt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs.1 gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des 

Grundstücks im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen erschlossener 
Grundstücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des 
Nutzungsfaktors nach Absätzen 6 und 7. Für die übrigen Flächen – einschließlich 
der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsplangrenze, 
einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs.4 
BauGB – richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach Abs.8. 

 
(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei erschlossenen Grundstücken 
 

a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 
und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Orts-
teils liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

 
b) die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinaus-

reichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, 
 
c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs.4 BauGB liegen und bei Grund-

stücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die 
Fläche im Satzungsbereich, 

 
d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs.4 BauGB 

besteht, 
 

aa) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ort-
steiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks 
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bb) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und 
teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschlie-
ßungsanlage und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 
40 m zu ihr verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungs-
anlage angrenzen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehö-
renden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, 
die einem gleichmäßigen Abstand von 40 m verläuft, 

 
e) die über die sich nach Buchstabe b) oder Buchstabe d) lit. bb) ergebenden 

Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen 
der Erschließungsanlage bzw. im Fall von Buchstabe d) lit. bb) der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, 
die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebau-
ung oder gewerblichen Nutzung entspricht. 

 
(4) Bei erschlossenen Grundstücken, die 
 

a) nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar 
sind (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder inner-
halb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, oder 

 
b) ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen ent-

sprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise 
nutzbar sind (landwirtschaftliche Nutzung) 

 
ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zu-
grunde zu legen, die von den Regelungen in Abs.3 nicht erfasst wird. 

 
(5) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche 

von Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind (Abs.3) vervielfacht 
mit 

 
a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit 1 Vollgeschoss, 
b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit 2 Vollgeschossen, 
c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit 3 Vollgeschossen, 
d) 1,60 bei einer Bebaubarkeit mit 4 und 5 Vollgeschossen, 
e) 1,70 bei einer Bebaubarkeit mit 6 und mehr Vollgeschossen. 

 
(6) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise innerhalb des Geltungsbereiches eines 

Bebauungsplanes liegen, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
 

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl 
der Vollgeschosse. 

 
b) Sind nur Baumassenzahl festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 

Baumassenzahl geteilt durch 3,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vo-
rausgehende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet werden). 
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c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollge-
schosse in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 Abs.3 
BauNVO die höchstzulässige Höhe geteilt durch 3,5, in allen anderen Ge-
bieten die höchstzulässige Höhe geteilt durch 3,00, (wobei Bruchzahlen un-
ter 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden); dies gilt in gleicher 
Weise auch für den Fall, dass sowohl die zulässige Gebäudehöhe als auch 
gleichzeitig eine Baumassenzahl festgesetzt ist. 

 
d) Dürfen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden, gilt die Zahl von ei-

nem Vollgeschoss je Nutzungsebene. 
 
e) Ist gewerblich oder industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt, gilt die 

Zahl von einem Vollgeschoss. 
 
f) Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vor-

handen oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entspre-
chend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Ge-
bäudehöhe überschritten wird. 

 
(7) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes o-

der für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die 
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse: 

 
a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhande-

nen Vollgeschosse, 
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den 

Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollge-
schosse, 

 
c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder 

vorhanden sind, wird je Nutzungsebene ein Vollgeschoss zugrunde gelegt, 
 
d) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerb-

lich oder industriell genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde 
gelegt; 

 
(8) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, 

die 
 

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht 
baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind 
(z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb  
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden  0,5 

 
2. im Außenbereich liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in ei-

nem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z. B. landwirt-
schaftliche Nutzung), wenn 
a) sie ohne Bebauung sind, bei 
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aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen 

          0,0167 
 
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland  

          0,0333 
 
cc) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau pp.)  1,0 

 
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren 

Weise genutzt werden (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dau-
erkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung)   0,5 

 
c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder land-

wirtschaftliche Nebengebäude (z. B. Feldscheunen) vorhanden sind, 
für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Bau-
lichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,  
         1,0 
 
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss entsprechend der Staffelung nach Abs.5, für die 
Restfläche gilt lit. a), 

 
d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für 

eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulich-
keiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt 1,0 
 
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss entsprechend der Staffelung nach Abs.5, für die 
Restfläche gilt lit. b), 

 
e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich 

rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die  
Grundflächenzahl 0,2 ergibt,      1,3 
 
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss entsprechend der Staffelung nach Abs.5, für die 
Restfläche gilt lit. a), 

 
f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 

Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen 
 

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrie-
ben dienen,        1,3 
 
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss entsprechend der Staffelung nach Abs.5, 
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bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0 
 
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, 

 
für die Restfläche gilt lit. a). 

 
(9) Vollgeschosse sind Geschosse i.S. des § 2 Abs.5 ThürBO. Abweichend hiervon 

zählen bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eine Bebauungspla-
nes als Vollgeschosse alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr 
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei 
Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,10 m haben. Satz 2 
gilt auch für Grundstücke in Gebieten, in denen der Bebauungsplan keine Fest-
setzungen nach § 5 Abs. 6 Buchstabe a) bis c) enthält. Ist die Zahl der Vollge-
schosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, so werden 
bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m 
und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 
3,00 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss berechnet. Kirchen-
gebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. 

 
(10) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Absatz 

5 festgesetzten Faktoren um 0,3 erhöht 
 

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- 
und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Ein-
kaufszentren und großflächige Handelsbetriebe, Messe, Ausstellung und 
Kongresse; 

 
b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebau-

ungsplan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebie-
ten vorhanden oder zulässig ist; 

 
c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeich-

neten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt 
werden (so z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Kran-
kenhaus- und Schulgebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der 
Geschossflächen überwiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung 
oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich so genutzte Fläche 
als Geschossfläche. 

 
(11) Grundstücke an zwei oder mehreren Erschließungsanlagen im Sinne dieser Sat-

zung werden für jede Anlage mit der Maßgabe herangezogen, dass bei der Be-
rechnung des Beitrages nach den vorstehenden Absätzen die sich ergebenden 
Beträge jeweils um ein Drittel gekürzt werden. 

 
(12) Die Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke (Abs.11) gilt nicht für 

die in Abs.10 Buchstaben a bis c bezeichneten Grundstücke. 
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§ 6 
Kostenspaltung 

 
Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenbaubeitrag selbststän-
dig erhoben werden für 
 
a) den Grunderwerb für die öffentliche Einrichtung, 
 
b) die Freilegung der öffentlichen Einrichtung, 
 
c) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Straßen und 

Wege ohne Moped-, Rad- und Gehwege sowie ohne Entwässerungs- und Be-
leuchtungseinrichtungen, 

 
d) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwege oder 

eines von ihnen, 
 
e) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Mopedwege 

oder eines von ihnen, 
 
f) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwege 

oder eines von ihnen, 
 
g) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter Rad- 

und Gehwege oder eines von ihnen, 
 
h) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Oberflächen-

entwässerung der öffentlichen Einrichtungen, 
 
i) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Beleuchtungs-

einrichtung der öffentlichen Einrichtung, 
 
j) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Parkflächen, 
 
k) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Grünanlagen. 
 
 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme. 
 
(2) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendi-

gung der Teilmaßnahme und dem Ausspruch der Kostenspaltung. 
 
(3) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten der Einrichtung entsteht die 

Beitragspflicht mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung 
der Abschnittsbildung. 

 



Bei diesem Dokument handelt es sich um eine Version, in die alle eventuellen Änderungen aufgenommen wur-
den. Eine Rechtsverbindlichkeit wird hiermit ausgeschlossen. 

12 

(4) Die in Absätzen 1 – 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die 
technischen Arbeiten entsprechend dem von der Stadt aufgestellten Baupro-
gramm fertiggestellt sind, der Aufwand berechenbar ist und in den Fällen von 
Abs. 1 und 3 die erforderlichen Grundflächen im Eigentum der Stadt stehen. 

 
 

§ 8 
Vorauszahlungen 

 
(1) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem 

Umfang entstanden ist, kann die Stadt Vorauszahlungen auf den Beitrag verlan-
gen, sobald mit der Ausführung der beitragspflichtigen Maßnahme begonnen 
worden ist. 

 
(2) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch 

wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. 
 
 

§ 9 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-

scheides Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erb-
baurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers bei-
tragspflichtig. Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Arti-
kel 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch belastet, so 
ist der Inhaber dieses Rechtes anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Meh-
rere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teilei-
gentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ih-
rem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück oder dem Erbbaurecht; 

im Fall des Abs.1 S.3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum. 
 
 

§ 10 
Beitragsbescheid 

 
Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen 
Bescheid festgesetzt. 
 
 

§ 11 
Fälligkeit 

 
Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorauszahlungen werden einen Mo-
nat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Bei Entstehung von unbilligen Härten 
kann der Beitrag gestundet oder erlassen werden. 
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§ 12 
Ablösung 

 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablöse durch 
Vertrag vereinbart werden. 
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausbaumaßnahme i.S. von  
§ 1 entstehende Ausbauaufwand anhand der Kosten für vergleichbare Maßnahmen 
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 4 und 5 auf die Grundstücke zu verteilen, denen 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme der betreffenden öffentlichen Einrichtung beson-
dere Vorteile bietet. 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Straßenausbaubeitragssatzung vom 01.07.1994, geändert durch 
die Satzung vom 17.11.1997 außer Kraft. 
 
 
 
Meiningen, den 20.11.2001 
 
 
 
gez. 
K u p i e t z 
Bürgermeister 
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